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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen 

Bestimmung der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) 
zur Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität und der Geldwäsche 

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz 

Vom 6. Oktober 2010
 

(3262-III.2/3)
 

1.	 Gemäß § 143 Absatz 4 GVG wird die Staatsanwaltschaft 
Frankfurt (Oder) zur Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Be­
kämpfung Organisierter Kriminalität im Sinne der Ge­
meinsamen Richtlinien der Justizminister/-senatoren und 
der Innenminister/-senatoren der Länder über die Zu­
sammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei bei der 
Verfolgung der Organisierten Kriminalität einschließlich der 
Anlage hierzu (Anlage E zur RiStBV) in der in Brandenburg 
jeweils geltenden Fassung bestimmt. 

2.	 Es wird ihr die sachliche Zuständigkeit für die Bearbeitung 
der im Land Brandenburg anfallenden Verfahren übertra­
gen, die schwerpunktmäßig den Tatbestand des § 261 StGB 
(Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Ver­
mögenswerte) zum Inhalt haben. Sie ist auch zuständige 
Strafverfolgungsbehörde im Sinne des § 11 Absatz 1 und des 
§ 14 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes (GwG) sowie des 
§ 31b der Abgabenordnung (AO). Weiter ist sie zuständig 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
von Rechtsanwälten, Kammerrechtsbeiständen und Nota­
ren nach § 17 GwG. 

3.	 Im Umfang der sachlichen Zuständigkeit gemäß den Num­
mern 1 und 2 erstreckt sich die örtliche Zuständigkeit der 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft auf alle Gerichtsbezirke des 
Landes Brandenburg. 

4.	 Die Aufgaben der Schwerpunktstaatsanwaltschaft werden 
von einer besonderen Abteilung der Staatsanwaltschaft Frank­
furt (Oder) wahrgenommen, die aus mindestens einem Ab­
teilungsleiter und für die Bearbeitung von Verfahren der Or­
ganisierten Kriminalität besonders geeigneten Staatsanwäl­
ten zu bestehen hat. Die Schwerpunktabteilung unterhält ei­
ne Außenstelle in der Zweigstelle Eberswalde der Staats­
anwaltschaft Frankfurt (Oder). 

5.	 Bei den Staatsanwaltschaften Cottbus, Neuruppin und Pots­
dam wird jeweils ein Abteilungsleiter oder Staatsanwalt zum 
OK-Beauftragten im Sinne von Nummer 3 der vorgenann­
ten Gemeinsamen Richtlinien bestellt. Dieser hat insbeson­
dere die Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, dass die in seiner 
Behörde anfallenden Verfahren wegen Organisierter Krimi­
nalität und wegen Straftaten gemäß § 261 StGB unverzüg­
lich an die Schwerpunktabteilung abgegeben werden. 

6.	 Der Außenstelle der Schwerpunktabteilung in Eberswalde ob­
liegt insbesondere die Bearbeitung von Verfahren mit dem 

Schwerpunkt der Geldwäschekriminalität. Hierdurch soll 
eine frühzeitige Aufdeckung tatrelevanter Zusammenhänge 
zu Verfahrenskomplexen der Organisierten Kriminalität und 
das Aufspüren von Umständen, die in Zusammenhang mit 
terroristischen Strukturen stehen können, bewirkt werden. 
Darüber hinaus soll eine möglichst verfahrensintegrierte Be­
arbeitung gewährleistet werden. Wegen der örtlichen Nähe 
zum Landeskriminalamt nimmt die Außenstelle ferner im 
Rahmen der Aufklärung und wirksamen Verfolgung der Or­
ganisierten Kriminalität in der Phase der Initiativ- und Struk­
turermittlungen die Aufgaben eines Ansprechpartners der 
Polizei wahr. 

7.	 Die Abgabe eines Verfahrens im Sinne von Nummer 1 die­
ser Allgemeinen Verfügung an die Schwerpunktstaats­
anwaltschaft erfolgt über den Generalstaatsanwalt des Lan­
des Brandenburg, der entscheidet, ob die Voraussetzungen 
hierfür vorliegen. Die Abgabe von Verfahren mit dem 
Schwerpunkt einer Straftat gemäß § 261 StGB von einer 
örtlichen Staatsanwaltschaft an die Schwerpunktstaats­
anwaltschaft erfolgt unmittelbar. Geht eine Anzeige bei ei­
ner örtlichen Staatsanwaltschaft ein oder leitet diese von 
Amts wegen ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
einer Straftat nach § 261 StGB beziehungsweise einer da­
mit im Zusammenhang stehenden Vortat ein, so übersendet 
sie die Vorgänge unverzüglich der Schwerpunktstaats­
anwaltschaft. Unaufschiebbare Maßnahmen, insbesondere ei­
ne etwa sofort notwendige Beschlagnahme, veranlasst die ört­
liche Staatsanwaltschaft. Bestätigt sich der Verdacht eines 
Geldwäschedelikts nicht oder kommt ihm gegenüber ande­
ren Delikten nur eine völlig untergeordnete Bedeutung zu, 
gibt die Schwerpunktstaatsanwaltschaft das Verfahren mit ei­
ner Begründung an die sonst zuständige Staatsanwaltschaft 
zurück. Bei mehreren Taten im prozessualen Sinne (§ 264 
StPO) stellt die Schwerpunktstaatsanwaltschaft das Verge­
hen nach § 261 StGB zuvor ein. Verdachtsanzeigen und Ord­
nungswidrigkeitenverfahren im Sinne von Nummer 2 Satz 2 
und 3 dieser Allgemeinen Verfügung gibt die örtliche Staats­
anwaltschaft ebenfalls unmittelbar an die Schwerpunkt­
staatsanwaltschaft ab.  

8.	 Die Allgemeine Verfügung tritt am Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Ver­
fügung vom 21. Dezember 2001 (JMBl. 2002 S. 20) außer 
Kraft. 

Potsdam, den 6. Oktober 2010 

Der Minister der Justiz 

Dr. Schöneburg 
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Personalnachrichten 

Ministerium der Justiz 

Ernannt: 

z. JAmtsrat: JAmtm. Axel Wollmann. 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 

Gerichte 

Ernannt: 

z. JHSekr.in: JOSekr.in Ina Adamschek in Potsdam. 

Amtsübertragung: 

OGVollz. – BesGr. A 9 m. AZ. –: OGVollz. Jürgen Kirchner in 
Cottbus und Andreas Gierth in Senftenberg; JAmtinsp.in – BesGr. 
A 9 m. AZ. –: JAmtinsp.in Kerstin Ehrenberg in Potsdam; EJH-
Wachtm. – BesGr. A 6 –: EJHWachtm. Marcel Hanusch in Kö­
nigs Wusterhausen. 

Richter auf Probe 

Ernannt:
 

Ass. Dr. Matthias Diehr in Frankfurt (Oder).
 

Notare 

Beendigung des Amtes: 

Notarassessor Thomas Hunger als Notariatsverwalter für die 
Amtsstelle in Herzberg. 

Staatsanwaltschaften 

Ernannt: 

z. JAmtfrau: JOInsp.in Isabel Jung in Potsdam; z. JAmtm.: 
JOInsp. Andreas Schneider in Potsdam; z. JOSekr.in: JSekr.in 
Christine Niclas in Potsdam; z. EJHWachtm.: JHWachtm. Oli­
ver Gehrmann und Ralf Zierke in Potsdam. 

Ruhestand: 

OAmtsA Burkhard Poser in Potsdam. 

Sozialgerichtsbarkeit 

Ernannt: 

z. Vors. Richter am LSG: Richter am LSG Jürgen Mälicke; 
z. Dir. d. SG: Vors. Richter am VG Jes Albert Möller aus Frank­
furt (Oder) in Neuruppin; z. JHWachtm.: JOWachtm. z. A. Oli­
ver Skrybeck am LSG. 

Versetzt: 

Richterin am SG Doris Fettien aus Rostock als Richterin am SG 
nach Potsdam, Richter am SG Moritz Bröder aus Neuruppin als 
Richter am SG nach Potsdam. 

Ausschreibungen 

Brandenburgisches Oberlandesgericht 

Es wird Bewerbungen entgegengesehen für folgende Stelle: 

Behörde: Amtsgericht Bad Liebenwerda 

Arbeitsgebiet: Geschäftsleiterin/Geschäftsleiter 
(bis Besoldungsgruppe A 12) 

besetzbar: demnächst 

Anforderungen: Befähigung für das Rechtspflegeramt und Er­
füllung der sonstigen laufbahnrechtlichen Vor­
aussetzungen. Erwünscht sind gründliche und 

umfassende Kenntnisse sowie Erfahrung im 
allgemeinen Geschäftsbetrieb eines Amts­
gerichts, Beherrschung des justizspezifischen 
Dienstrechts, hohe Kooperations-, Kommuni­
kations- und Motivationsfähigkeit sowie be­
sonderes Geschick in der Anleitung und Füh­
rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Wichtig ist auch die Bereitschaft, Verantwor­
tung für Entscheidungen und Ergebnisse zu 
übernehmen. 

Die Ausschreibung richtet sich wegen der Stellensituation aus­
schließlich an Bewerberinnen und Bewerber aus dem Ge­
schäftsbereich des Präsidenten des Brandenburgischen Ober­
landesgerichts. 

http:JSekr.in
http:JOSekr.in
http:JOInsp.in
http:JAmtinsp.in
http:JAmtinsp.in
http:JOSekr.in
http:JHSekr.in
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Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts hat 
sich die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt und 
lädt Frauen ausdrücklich zu einer Bewerbung ein. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung entsprechend den gesetzlichen Bestimmun­
gen bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb eines Monats nach Veröffentli­
chung auf dem Dienstweg an den Präsidenten des Brandenbur­
gischen Oberlandesgerichts zu richten. 

Rücknahme einer Stellenausschreibung 

Die durch Veröffentlichung im Justizministerialblatt für das Land 
Brandenburg vom 16. November 2009 erfolgte Ausschreibung 
der Stelle für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger in der or­
dentlichen Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg 

Amtsgericht Cottbus
 
1 Justizamtfrau/Justizamtmann 

(Besoldungsgruppe A 11) 


wird zurückgenommen. 

Rechtsprechung* 

Zivilrecht 

1.	 Will eine bereits bestehende GbR Grundeigentum erwer­
ben, so kann der Nachweis ihres Bestehens, ihres aktuellen 
Gesellschafterbestandes sowie die Identität mit der bereits 
bestehenden GbR in einer den Anforderungen des § 29 Ab­
satz 1 GBO genügenden Weise auch durch Angaben in der 
notariell beurkundeten Erwerbsurkunde geführt werden. 

2.	 Dieser Nachweis ist geführt, wenn die für die GbR bei der 
Beurkundung Handelnden in der notariellen Urkunde er­
klären, dass eine GbR mit einem bestimmten sich aus der 
Urkunde ergebenden Gesellschafterbestand – den Handeln­
den – zum Zeitpunkt der Errichtung dieser Urkunde besteht 
und es bei Erstellung der Urkunde in der Rechtsmacht der 
Erklärenden liegt, eine GbR mit diesem Gesellschafter­
bestand zu bilden. 

3.	 Das Grundbuchamt darf die Richtigkeit einer solchen Er­
klärung nur dann in Zweifel ziehen, wenn auf konkreten 
Tatsachen beruhende Umstände zu Tage treten, die geeig­
net sind, die inhaltliche Richtigkeit der abgegebenen Erklä­
rung in Frage zu stellen. 

4.	 Für die hinreichende Individualisierung der einzutragenden 
GbR bzw. der einzutragenden Gesellschafter kommt es allein 
darauf an, ob die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 lit. c) 
GBV erfüllt sind. 

Brandenburgisches Oberlandesgericht, 5. Zivilsenat, 
Beschluss vom 7. Oktober 2010 – 5 Wx 77/10 – 

Gründe: 

I. 

Am 11. Januar 2010 wurde zur UR-Nr. 09/2010 des Notars … 
mit Amtssitz in B… ein Angebot der D… GbR, der Beteiligten 
zu 1, beurkundet. Im Urkundstermin erschienen der Rechts­

*	 Die Auswahl der abgedruckten Entscheidungen bedeutet keine amtliche Stel­
lungnahme zu ihrem Inhalt. 

anwalt T… D…, geb. am … und W… S…, geb. am … Auf Sei­
te 1 des Angebotes erklärten die Erschienen: 
„Wir haben unter der Bezeichnung D… GbR eine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts gegründet, deren einzige Gesellschafter wir 
sind. Wir sind jeweils alleinvertretungsberechtigt“. 
Das Angebot richtete sich an den eingetragenen Eigentümer S… 
W…, geb. am …, den Beteiligten zu 2. In § 10 des Angebotes 
wird den beim beurkundenden Notar beschäftigen Mitarbeitern 
R… R… und C… Ri…, und zwar jedem für sich, u. a. die Voll­
macht erteilt, die Auflassung namens der Vertragsparteien zu er­
klären und entgegenzunehmen. Die Erschienenen erklärten wei­
ter, dass sich die GbR bis zum 28. Februar 2010 an das Angebot 
unwiderruflich gebunden hält. Der Beteiligte zu 1 und eingetra­
gene Eigentümer erklärte zur UR-Nr. 28/2010 des Notars … 
am 9. Februar 2010 die Annahme dieses Angebotes. 
Am 27. April 2010 wurde zu Gunsten der Beteiligten zu 1 eine 
Auflassungsvormerkung im Grundbuch eingetragen. 
Der Mitarbeiter des beurkundenden Notars R… R… erklärte 
zur UR-Nr. 110/2010 des Notars … am 20. Mai 2010 die Auf­
lassung, wobei er auf der Seite des Auflassungsempfängers aus­
drücklich für die D… GbR, bestehend aus den Gesellschaftern 
T… D… und W… Sp… auftrat. 
Mit Schreiben vom 21. Mai 2010 beantragte der Verfahrens-
bevollmächtigte der Beteiligten zu 1 u. a. unter Vorlage der am 
20. Mai 2010 beurkundeten Auflassung die Umschreibung des 
Eigentums auf die Beteiligte zu 1 Zug um Zug gegen Löschung 
der Auflassungsvormerkung. 
Mit Zwischenverfügung vom 13. Juli 2010 wies das Grund­
buchamt darauf hin, dass bei Eintragung der Gesellschaft bür­
gerlichen Rechts die Vertretungsberechtigung der Handelnden 
in der Form des § 29 GBO nachzuweisen sei. Aus diesem Grund 
werde um die Vorlage des Gesellschaftsvertrages in der Form des 
§ 29 GBO gebeten, dieser müsse den Gesellschafterbestand zum 
Zeitpunkt der Angebotsabgabe am 11. Januar 2010 dokumen­
tieren. Hinsichtlich der Identifikation einer Gesellschaft werde 
u. a. auf die Entscheidung des OLG München vom 5. Februar 
2010 (Az. 34 Wx 116/09) verwiesen. 

Gegen diese Zwischenverfügung hat die Beteiligte zu 1 mit 
Schriftsatz vom 16. Juli 2010 Beschwerde eingelegt. Zur Begrün­
dung verweist sie auf die Entscheidung des OLG Saarbrücken 
vom 26. Februar 2010 (MittBayNot 2010, 311). Weiter macht 
die Beteiligte zu 1 geltend, der in der Zwischenverfügung ver­
langte Nachweis sei praktisch nicht zu führen. Es sei nicht nach­
vollziehbar, warum die Gesellschafter einer bereits bestehen­
den GbR aus rein grundbuchverfahrensrechtlichen Gründen ge­
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zwungen sein sollten, am Tage der notariellen Beurkundung er­
neut eine GbR zu gründen. 

Das Grundbuchamt hat mit Beschluss vom 20. Juli 2010 der Be­
schwerde nicht abgeholfen und ergänzend ausgeführt, die Rechts­
auffassung des OLG Saarbrücken verkenne die nicht in Frage 
gestellte Anwendbarkeit des § 29 GBO im Grundbuchverfahren. 

II. 

Die Beschwerde der Beteiligten zu 1 ist zulässig, §§ 71, 73 
GBO, Artikel 111 Absatz 1 FGG-RG. 
Das Rechtsmittel hat in der Sache Erfolg. Die beteiligte GbR als 
Erwerberin hat durch die Angaben in der notariellen Urkunde 
hinreichend in der Form des § 29 Absatz 1 GBO ihre Existenz, 
die Identität mit der erwerbenden GbR und die Berechtigung zur 
Vertretung der GbR nachgewiesen, der Eintragungsantrag kann 
nicht wegen des Fehlens dieser Nachweise zurückgewiesen wer­
den. 

1. 
Im Ausgangspunkt ist zu konstatieren, dass die GbR, ohne ju­
ristische Person zu sein, (teil-)rechtsfähig ist, soweit sie durch 
Teilnahme am Rechtsverkehr eigene Rechte und Pflichten be­
gründet (BGHZ 146, 341, 344; NJW 2008, 1378, 1379). Diese 
zunächst durch die höchstrichterliche Rechtsprechung vorge­
nommene Fortentwicklung der GbR zu einem eigenen Rechts­
subjekt hat der Gesetzgeber durch die durch das Gesetz zur Ein­
führung des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektroni­
schen Akte im Grundbuchverfahren sowie zur Änderung wei­
terer grundbuch-, register- und kostenrechtlicher Vorschriften 
(ERVGBG) vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2713) der Sache 
nach anerkannt und gebilligt, wie dies insbesondere durch die 
Einfügung des § 899a BGB sowie die Änderungen von § 47 GBO 
und § 15 GBV belegt wird (vgl. auch BT-Drucks. 16/13437, 
S. 23 f.). 
Ist aber die GbR selbst Träger von Rechten, ist sie zwingend auch 
im Grundbuch einzutragen. 
Die formelle Grundbuchfähigkeit der GbR, die zwingende Fol­
ge ihrer teilweisen materiellen Rechtsfähigkeit ist und durch den 
Gesetzgeber u. a. mit den Neuregelungen in § 899a BGB, § 47 
GBO und § 15 GBV nur noch bestätigt wurde, steht damit nicht 
mehr in Frage. Ziel der gesetzlichen Neuregelung in § 47 Ab­
satz 2 GBO war es, die Voraussetzungen für die Eintragung der 
nunmehr als (teil-)rechtsfähig anerkannten GbR zu normieren. 
Insbesondere die Regelung in § 47 Absatz 2 Satz 2 GBO, die 
regelt, dass im Eintragungsverfahren diejenigen Vorschriften, 
die sich auf die Eintragung des Berechtigten beziehen, entspre­
chend für die Eintragung der Gesellschafter gelten, soll dazu füh­
ren, dass die GbR grundbuchverfahrensrechtlich im Wesent­
lichen weiterhin so behandelt werden kann wie vor Anerkennung 
ihrer Rechtsfähigkeit durch die Rechtsprechung, als die Gesell­
schafter in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit als Be­
rechtigte im Grundbuch einzutragen waren. Es soll gerade eine 
Kontinuität in der Grundbuchpraxis gewährleistet werden (BT-
Drucks. 16/13437, S. 24). 

2. 
a) Es besteht kein Zweifel daran, dass, beantragt eine GbR ihre 
Eintragung als Eigentümerin, § 29 Absatz 1 GBO gilt, im An­
wendungsbereich des materiellen Konsensprinzips (§ 20 GBO) 
also die Eintragungsbewilligung und die sonstigen zur Eintra­

gung erforderlichen Erklärungen, im Falle der Veräußerung ei­
nes Grundstücks insbesondere die Einigung, durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachzuweisen sind (vgl. 
BGHZ 79, 102, 114 Rdnr. 24). 
Das OLG München geht in diesem Zusammenhang (ZIP 2010, 
1496, nochmals bestätigt im Beschluss vom 17. August 2010 – 
Az. 34 Wx 98/10) zutreffend davon aus, dass diese Vorschrift 
das grundbuchverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip konkreti­
siert. Durch die in § 29 Absatz 1 GBO normierten Eintra­
gungsvoraussetzungen soll nach Möglichkeit sichergestellt wer­
den, dass der Grundbuchinhalt mit der wirklichen Rechtslage 
übereinstimmt. Die dem Grundbuchsystem immanente Gefahr 
eines Rechtsverlustes des sachlich Berechtigten durch redlichen 
Erwerb eines Dritten aufgrund unrichtiger Grundbucheinträge 
soll minimiert werden (BayObLG 1967, 13, 17; 1988, 148, 150 f.; 
Knothe, in Bauer/von Oefele, GBO, 2. Aufl. 2006, § 29 Rdnr. 1). 
Trotz dieser dem Grundbuchamt übertragenen Sicherungspflicht 
des Staates ist das Grundbuchverfahren im Regelfall nicht als 
Amtsverfahren ausgestaltet, das Grundbuchamt hat aber alle 
Eintragungsvoraussetzungen von Amts wegen zu prüfen (BGHZ 
35, 135, 139; BayObLG WM 1982, 1369). 
Will eine GbR Grundeigentum erwerben, so ist also grundsätz­
lich in der Form des § 29 Absatz 1 GBO der Nachweis des Be­
stehens der erwerbenden GbR und deren Identität mit einer be­
reits zuvor gegründeten GbR sowie ihre wirksame Vertretung im 
Zeitpunkt eines Vertreterhandelns zu führen (so zutreffend OLG 
München ZIP 2010, 1496 m. w. Nachw.). Wie bereits ausgeführt 
lassen die durch das ERVGBG eingeführten gesetzlichen Neu­
regelungen insoweit die allgemeinen Grundsätze des Grund­
buchverfahrens unberührt. Sinn und Zweck ist gerade, im Hin­
blick auf die Eintragung der GbR eine Kontinuität in der Grund­
buchpraxis herbeizuführen. 
Das Fehlen eines – gerade im Hinblick auf die Regelung in § 47 
Absatz 2 Satz 1 GBO sinnvollen – eigenen GbR-Registers kann 
insoweit zu keinen Erleichterungen bei der beantragten Eintra­
gung einer GbR führen. 

b) Der nach den Anforderungen des § 29 Absatz 1 GBO zu füh­
rende Nachweis kann, wenn zuvor zu Gunsten der erwerbenden 
GbR eine Auflassungsvormerkung eingetragen worden war, 
grundsätzlich nicht über die Vermutung des § 899a BGB geführt 
werden. Existenz und Vertretungsberechtigung ergeben sich 
nicht aus der einseitig bewilligten Eintragung der Eigentums­
vormerkung. Die Vermutung des § 899a BGB gilt allein hin­
sichtlich des eingetragenen Rechts, sie schützt allein den guten 
Glauben Dritter, dass das im Grundbuch eingetragene Recht, hier 
also die Auflassungsvormerkung, dem Eingetragenen zusteht 
und das Grundbuch insoweit richtig ist. An die gesetzliche Neu­
regelung knüpft sich, ebenso wie bei § 891 BGB, aber weder die 
Vermutung, dass die GbR existiert (und damit diese GbR mit ei­
ner bereits existierenden identisch ist), noch etwa die Vermutung, 
die GbR sei durch die eingetragenen Gesellschafter oder durch 
einen von diesen Bevollmächtigten etwa bei Abschluss eines 
Kaufvertrages wirksam vertreten worden (vgl. dazu, Krüger, 
Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts und das Grundbuch – cau­
sa infinita, NZG 2010, 801, 805). 

3. 
Ausgehend davon, dass auch im Fall einer Grundeigentum er­
werbenden GbR die Eintragung (und damit der Rechtserwerb) 
nur dann erfolgen kann, wenn die Eintragungsvoraussetzungen 
dem Grundbuchamt in einer den Anforderungen des § 29 GBO 
genügenden Form nachgewiesen sind, kann nach Auffassung 
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des Senates auf der Grundlage der derzeit geltenden Gesetzes­
lage der Nachweis des Bestehens der GbR und ihres aktuellen 
Gesellschafterbestandes sowie die Identität mit einer bereits zu­
vor gegründeten GbR durch Angaben in der notariellen Urkun­
de selbst, auf der der Rechtserwerb gründet, geführt werden. 

Erforderlich, aber auch genügend ist es, wenn die für die GbR 
bei der Beurkundung Handelnden in dieser notariellen Urkunde 
erklären, dass eine GbR mit einem konkreten sich ebenfalls aus 
der Urkunde ergebenden Gesellschafterbestand – nämlich den 
Handelnden – zum Zeitpunkt der Errichtung dieser Urkunde be­
steht und es bei dieser Beurkundung in der Rechtsmacht der für 
die GbR Handelnden lag, eine GbR mit diesem Gesellschafter­
bestand zu bilden bzw. zu gründen. Das Grundbuchamt darf die 
Richtigkeit einer solchen Erklärung nur dann in Zweifel ziehen, 
wenn auf konkreten Tatsachen beruhende Umstände erkennbar 
sind, die ihrerseits geeignet sind, die inhaltliche Richtigkeit der 
abgegebenen Erklärung in Frage zu stellen (im Ergebnis ebenso 
OLG Saarbrücken MittBayNot 2010, 310; OLG Oldenburg, Be­
schluss vom 19. Juli 2010 – Az. 12 W 133/10). 

a) Der Nachweis der Eintragungsvoraussetzungen ist in der Form 
des § 29 Absatz 1 GBO grundsätzlich nur dann geführt, wenn 
das nachzuweisende Rechtsgeschäft selbst beurkundet ist. Dies 
gilt auch in den Fällen, in denen zur materiellrechtlichen Wirk­
samkeit die Einhaltung dieser Form nicht erforderlich ist, wie 
etwa im Fall des § 167 Absatz 2 BGB, der regelt, dass die Voll­
macht nicht der Form bedarf, die für das Rechtsgeschäft be­
stimmt ist, auf das sich die Vollmacht bezieht. Diese Ein­
schränkung der Möglichkeit formloser Verfügungen muss im 
Hinblick auf den bereits beschriebenen Zweck des Grundbuchs 
selbst dann hingenommen werden, wenn die Möglichkeit, eine 
formgerechte Erklärung abzugeben, im Einzelfall erschwert oder 
unzumutbar ist oder sogar unmöglich sein sollte (BayObLG 
1984, 463; Otto, in: Hügel, GBO, 2007, § 29 GBO Rdnr. 53). 
Es ist aber in diesem Zusammenhang allgemein anerkannt, dass 
unter § 29 Absatz 1 GBO auch Erklärungen fallen können, die 
eine Eintragungsvoraussetzung selbst nicht konstituieren, son­
dern deren Vorliegen lediglich attestieren (sog. Geständniser­
klärungen), etwa in dem der Erklärende die bereits frühere Ab­
gabe einer Willenserklärung in der erforderlichen Form bestä­
tigt (Demharter, GBO, 27. Aufl. 2010, § 29 Rdnr. 10; Knothe, 
in: Bauer/von Oefele, a. a. O, § 29 GBO Rdnr. 34; Otto, in: Hü­
gel, a. a. O., § 29 Rdnr. 53 ff.). 
Bereits das Reichsgericht hatte in einer Entscheidung vom 
23. Mai 1922 entschieden, der nach § 29 Absatz 1 GBO zu erbrin­
gende Nachweis verlange nicht die Vorlegung der förmlichen 
Vollmachtsurkunde selbst, er müsse nicht auf diese Art geführt 
werden. Jede dem Gesetz entsprechende Art genüge. So könne 
eine Vollmachtsgeständnisurkunde die förmliche Vollmachts­
urkunde (Vollmachtsverfügungsurkunde) ersetzen, § 29 GBO 
lasse beide Arten von Urkunden zu (RGZ 104, 358, 361). Der 
Bundesgerichtshof hat diese Rechtsprechung nachfolgend be­
stätigt und ausgeführt, in Rechtsprechung und Literatur sei an­
erkannt, dass auch durch eine in öffentlicher oder öffentlich be­
glaubigter Form abgegebene sog. Vollmachtsgeständniserklä­
rung der Nachweis einer vor der Auflassung erteilten Vollmacht 
in der Form des § 29 Absatz 1 GBO geführt werden könne 
(BGHZ 29, 366, 368 f. = BGH NJW 1959, 883). Wenn auch ein 
in der Form des § 29 GBO abgegebenes Vollmachtsgeständnis, 
so der BGH weiter, nur beweise, dass die Erklärung abgegeben, 
nicht aber, dass auch ihr Inhalt richtig sei, so dürfe doch das 
Grundbuchamt davon ausgehen, dass auch der Inhalt einer sol­

chen Erklärung richtig sei, wenn und soweit der Erklärende den 
erstrebten Erfolg auch durch eine Genehmigung des von dem 
Vertreter vorgenommenen Rechtsgeschäfts erreichen könne. Ei­
ne andere Beurteilung sei dann geboten, wenn Zweifel an der 
inhaltlichen Richtigkeit der Erklärung bestünden oder wenn dem 
Grundbuchamt bekannt sei, dass der Erklärende im Zeitpunkt 
der Abgabe des Vollmachtsgeständnisses nicht mehr verfü­
gungsberechtigt sei. 
Das BayObLG hat diese Form des Nachweises der Eintra­
gungsvoraussetzungen später für den Fall des Nachweises des 
Eintritts einer Bedingung für das Wirksamwerden der Vollmacht 
als den Anforderungen des § 29 Absatz 1 GBO genügend an­
gesehen (BayObLGZ 1984, 154, 160) und das OLG Köln hat 
für den nach § 29 GBO zu führenden Nachweis der Verwalter­
eigenschaft ebenfalls bestätigt, dass auch sog. „Geständnis­
erklärungen“, in denen die zuvor erfolgte Vornahme eines Rechts­
geschäfts durch den Vornehmenden selbst bestätigt wird, zum 
grundbuchlichen Nachweis ausreichend sein kann (OLG Köln 
Rpfleger 1986, 298). 

b) Diese Grundsätze lassen sich nach Auffassung des Senats 
auf den Nachweis des Bestehens einer Grundeigentum erwer­
benden GbR – auch hinsichtlich des maßgeblichen aktuellen 
Gesellschafterbestandes – sowie deren Identität mit einer be­
reits bestehenden GbR übertragen. Die Funktion des Grund­
buches, nämlich sicherzustellen, dass der Grundbuchinhalt mit 
der wirklichen Rechtslage übereinstimmt, bleibt dabei in hin­
reichendem Maße gewährleistet. 

Enthält die notarielle Erwerbsurkunde eine Erklärung der im 
Urkundstermin für die beteiligte GbR Handelnden, aus der sich 
ergibt, dass eine GbR mit einem bestimmten Gesellschafter­
bestand, nämlich den Handelnden, bereits besteht und ist in der 
Form des § 29 Absatz 1 GBO ebenfalls nachgewiesen, dass es 
nach wie vor in der Rechtsmacht der für die GbR Handelnden 
liegt, eine solche Gesellschaft mit diesem Gesellschafterbestand 
auch jetzt noch zu gründen, so genügt dies für den erforder­
lichen Nachweis des aktuellen Gesellschafterbestandes der GbR 
und deren Identität mit einer bereits existierenden GbR in der 
Form des § 29 Absatz 1 GBO. Eine solche „Geständniserklärung“ 
bietet im Hinblick auf die Gewähr ihrer Richtigkeit gegenüber 
einer eigenständigen (Neu-)Gründung der GbR in der notariel­
len Erwerbsurkunde selbst, keinen ins Gewicht fallenden ge­
ringeren Beweiswert. Eine unterschiedliche Behandlung der er­
werbenden GbR danach, ob sie zum Zeitpunkt der Beurkun­
dung des Erwerbsvorgangs bereits existiert oder sich erst mit der 
Beurkundung des Erwerbsaktes gründet, ist aus Sicht des Senates 
insoweit nicht gerechtfertigt. 
Die Gründung und das Fortbestehen der GbR hängt nämlich al­
lein von dem rechtsgeschäftlichen Willen der die Gesellschaft 
bildenden Gesellschafter ab; die Bekundung dieses Willens be­
darf grundsätzlich keiner besonderen Form bedarf. Diese Kons­
tellation unterscheidet sich insoweit also nicht von der Erteilung 
einer Vollmacht, deren Bestehen ebenfalls grundsätzlich allein von 
dem rechtsgeschäftlichen Willen des Vollmachtgebers abhängt. 
Erklären die Gesellschafter einer zum Zeitpunkt der Errichtung 
der Erwerbsurkunde bereits bestehenden GbR also, dass diese 
GbR mit einem konkreten Gesellschafterbestand existiert, so ist 
aus Sicht des Grundbuchamtes der Nachweis des Bestehens und 
der Identität der GbR in der Form des § 29 Absatz 1 GBO ge­
führt, wenn die Erklärenden zum Zeitpunkt der Errichtung der 
Erwerbsurkunde weiterhin in der Lage wären, diese GbR zu 
gründen und das beurkundete Erwerbsgeschäft abzuschließen und 
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aus Sicht des Grundbuchamtes konkrete Zweifel an der inhalt­
lichen Richtigkeit der Urkunde nicht bestehen. In einem sol­
chen Fall ergibt sich jedenfalls konkludent, dass die Gesellschaft 
existiert und mit einer bereits bestehenden identisch ist. 
Der Senat verkennt in diesem Zusammenhang nicht die Gefahr 
bewusst oder unbewusst unzutreffender Geständniserklärungen, 
diese Gefahr besteht aber in diesem Zusammenhang immer. 
Wenn nicht ausnahmsweise konkrete Zweifel an der Richtigkeit 
der beurkundeten Erklärungen ersichtlich sind, ist es aber nicht 
Aufgabe des Grundbuchamtes, diese auf ihre inhaltliche Rich­
tigkeit hin zu überprüfen. Hier gilt für eine Geständniserklä­
rung nichts anderes als für die Beurkundung der (Neu-)Grün­
dung der GbR in der Erwerbsurkunde. Die Eintragung stützt 
sich auch im Fall der Geständniserklärung damit nicht auf eine 
bloße Behauptung von Personen, deren Legitimität in keiner 
Weise geklärt ist (a. A. Lautner, Grundstückserwerb durch Ge­
sellschaften bürgerlichen Rechts, MittBayNot 2010, 286, 289). 

c) Entgegen der Auffassung des OLG München lässt sich etwas 
anderes der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 4. De­
zember 2008 (BGHZ 179, 102, 114) nicht entnehmen. Der 
Bundesgerichtshof verweist zwar zutreffend an dieser Stelle auf 
die Anwendbarkeit des § 29 Absatz 1 GBO. Daraus kann aller­
dings nicht gefolgert werden, sog. „Geständniserklärungen“ 
seien als Nachweis ungeeignet, denn auch solche Erklärungen 
genügen, wie sich bereits aus der zitierten Entscheidung des 
Reichsgerichts ergibt (RGZ 104, 358, 361), den Anforderungen 
des § 29 Absatz 1 GBO. 

d) Der Nachweis des Bestehens und der Identität der erwerben­
den GbR kann i. E. also nicht allein durch die (Neu-)Gründung 
der GbR in der Erwerbsurkunde selbst geführt werden. Ein sol­
ches Verständnis der Anforderungen des § 29 Absatz 1 GBO wä­
re insbesondere mit Artikel 14 Absatz 1 GG nicht vereinbar. 
Nachdem der Gesetzgeber die von der höchstrichterlichen Recht­
sprechung entwickelte (Teil-)Rechtsfähigkeit und die Grund­
buchfähigkeit der GbR anerkannt hat, steht fest, dass die GbR 
selbst Grundeigentum erwerben kann. Dieses durch Artikel 14 
Absatz 1 GG geschützte Recht würde aber weitgehend leer lau­
fen, wenn eine GbR nur dann Grundeigentum erwerben könn­
te, wenn sie sich bei jedem Erwerbsvorgang neu gründet. 
Es kann darüber hinaus allein zum Zwecke der grundbuch­
rechtlichen Nachweisführung von den Gesellschaftern einer GbR 
nicht verlangt werden, rechtsgeschäftliche Willenserklärungen 
abzugeben, die sie in dieser Form nicht abgeben wollen. Die Ge­
sellschafter einer bereits bestehenden GbR wollen im Zweifel 
in dieser Form nicht die bereits bestehende Gesellschaft (kon­
kludent) auflösen und eine (neue) Gesellschaft gründen, nur um 
ein Grundstück erwerben zu können. Letztlich führt ein solches 
Verständnis des formellen Grundbuchrechts dazu, dass eine GbR 
jeweils nur einen rechtsgeschäftlichen Erwerbsvorgang durch­
führen könnte, weil für jeden weiteren Erwerbsvorgang wiede­
rum eine (Neu-)Gründung erforderlich wäre. Einer solchen Grün­
dung der GbR in der Erwerbsurkunde selbst käme im Übrigen 
gegenüber einer sog. „Geständniserklärung“ kein entscheidend 
höherer Beweiswert zu, denn davon abweichende und außerhalb 
der Urkunde getroffene Vereinbarungen lassen sich auch auf 
diesem Weg nicht ausschließen. 

Eine rechtsgeschäftliche Bestätigung nach § 141 BGB in der 
Form des § 29 Absatz 1 GBO kommt als Nachweismöglichkeit 
schon deswegen nicht in Betracht, weil § 141 Absatz 1 BGB ein 
nichtiges Rechtsgeschäft voraussetzt. 

Eine eidesstattliche Versicherung ist zum Nachweis der aktuel­
len Eintragungsvoraussetzungen grundsätzlich ungeeignet (vgl. 
OLG Saarbrücken, a. a. O., 313). 

e) Durch dieses Verständnis des § 29 Absatz 1 GBO und der da­
nach bestehenden Nachweismöglichkeit des Bestehens einer 
GbR und deren Identität mit der erwerbenden GbR wird aus 
Sicht des Senates gleichzeitig dem Willen des Gesetzgebers 
Rechnung getragen. Dieser wollte durch die gesetzliche Neu­
regelung in § 47 Absatz 1 Satz 2 GBO erreichen, dass die GbR 
grundbuchverfahrensrechtlich im Wesentlichen weiterhin so be­
handelt werden kann wie vor Anerkennung ihrer Rechtsfähig­
keit durch die Rechtsprechung, die bisherige Grundbuchpraxis 
also im Kern unverändert beibehalten werden kann (BT-Drucks. 
16/13437, S. 24). 
Diese Praxis hinsichtlich der Eintragung der Gesellschafter ei­
ner GbR in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit – insoweit 
kam es also auch nach der alten Rechtslage auf den Gesell­
schafterbestand und dessen Identität mit dem Gesellschafter­
bestand einer bereits bestehenden GbR an – war aber so ausge­
staltet, dass es dann, wenn auf der Erwerberseite eine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts handelte, genügte, wenn bei der Auflassung 
eines Grundstücks alle Gesellschafter mitwirkten. Es bedurfte in 
einem solchen Fall weder der Vorlage des Gesellschaftsvertrages 
noch eines Nachweises über die Existenz der Gesellschaft über­
haupt, da dies alles sich zumindest konkludent aus dem Zu­
sammenwirken der Gesellschafter ergab (Schöner/Stöber, Grund­
buchrecht, 13. Auflage 2004, Rdnr. 3314; Kral, in: Hügel, Grund­
buchordnung, 2007, Stichwort „Gesellschaftsrecht“ Rdnr. 7, 
Eickmann, Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts im Grund­
buchverfahren, Rpfleger 1985, 85, 88; LG Aachen MittRhNotK 
1985, 215, 216). 
Ein hinreichender Grund, von diesen Anforderungen nach § 29 
Absatz 1 GBO für die Eintragung der Gesellschafter einer GbR 
in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit nach der alten Rechts­
lage, nach der Gesellschaft und Gesellschafterbestand untrenn­
bar miteinander verbunden waren, nunmehr abzuweichen und hö­
here Anforderungen an den Nachweis der Existenz und der Iden­
tität der GbR deswegen zu stellen, weil diese nunmehr selbst un­
mittelbar Trägerin von Rechten und Pflichten ist, also sich in ei­
nem gewissen Umfang von dem konkreten Gesellschafterbestand 
sogar löst (gleichwohl aber die Gesellschafter einzutragen sind), 
ist für den Senat nicht erkennbar. 
Der Gesellschafterbestand ergibt sich in beiden Fällen konklu­
dent aus dem aktuellen Zusammenwirken der Gesellschafter der 
GbR anlässlich der notariellen Beurkundung des Erwerbs­
geschäfts. 

4. 
a) Handelt für die GbR ein rechtsgeschäftlich bestellter Vertre­
ter, so ist dessen Bevollmächtigung ebenfalls in der Form des 
§ 29 Absatz 1 GBO nachzuweisen. Insoweit besteht kein Anlass, 
von den allgemeinen Grundsätzen für den Nachweis einer sol­
chen Vollmacht abzuweichen. Es ist danach erforderlich, aber 
grundsätzlich auch ausreichend, die Vollmachtsurkunde in der 
Form des § 29 Absatz 1 GBO vorzulegen. 
Allerdings kann aus ihrer Erteilung allein nicht allgemein auf 
den Fortbestand der Vollmacht im maßgeblichen Zeitpunkt ih­
rer Ausübung geschlossen werden. Das Fortbestehen des der 
Vollmacht zugrunde liegenden Rechtsverhältnisses kann das 
Grundbuchamt jedoch regelmäßig nicht prüfen. Die Prüfung 
konzentriert sich daher darauf, ob nach einem der Rechts­
scheintatbestände der §§ 170 bis 173 BGB vom Fortbestand der 
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Vollmacht ausgegangen werden kann (Otto, in. Hügel, a. a. O., 
§ 29 GBO Rdnr. 84 m .w. Nachw.). Allein aus einem langen Zeit­
raum zwischen Erteilung der Vollmacht und ihrer Ausübung 
darf nicht auf deren Wegfall geschlossen werden (OLG Hamm 
FGPrax 2005, 240). Entscheidend ist die Geltung der Vollmacht 
bei Wirksamwerden der Erklärung des Vertreters. 

b) Für die hinreichende Individualisierung der einzutragenden 
GbR bzw. der einzutragenden Gesellschafter ist die gesetzliche 
Regelung in § 15 Absatz 1 lit. c) GBV maßgeblich, d. h. für die 
einzutragenden Gesellschafter gilt insoweit § 15 Absatz 1 lit. a) 
GBV. Danach ist bei natürlichen Personen der Name (Vorname 
und Familienname), der Beruf, der Wohnort sowie nötigenfalls 
andere den Berechtigten deutlich kennzeichnende Merkmale, 
wie etwa das Geburtsdatum, anzugeben. Wird das Geburtsdatum 
angegeben, so bedarf es nicht der Angabe des Berufes und des 
Wohnortes. 
Die so zwingend vorgeschriebene Eintragung der Gesellschaf­
ter einer GbR (§ 47 Absatz 2 Satz 1 GBO) ist damit auch Mittel 
zur Identifizierung der berechtigten GbR. Zwar ist es denkbar, 
dass mehrere beteiligungsidentische Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts bestehen, die hieraus resultierenden Identitätszweifel 
unterscheiden sich im Kern jedoch nicht von denjenigen, die bei 
anderen Rechtsträgern auftreten können. Lediglich „abstrakte“ 
Identitätszweifel werden grundbuchverfahrensrechtlich aus­
geblendet (BT-Drucks. 16/13437, S. 24). 
Über die in § 15 Absatz 1 GBV normierten Anforderungen hin­
ausgehende Identitätsnachweise können daher von der GbR nicht 
verlangt werden, insbesondere kann nicht der – in tatsächlicher 
Hinsicht nicht zu führende – negative Beweis verlangt werden, 
dass eine weitere beteiligungsidentische GbR nicht besteht. 

5. 
Übertragen auf den vorliegend zu beurteilenden Sachverhalt hat 
danach die Beteiligte zu 1 ihre Existenz und ihre Identität mit 
einer bereits bestehenden GbR durch die Angaben in dem no­
tariell beurkundeten Angebot vom 11. Januar 2010 (UR-Nr. 
09/2010 des Notars … hinreichend in der Form des § 29 GBO 
nachgewiesen. Die erschienenen T… D… und W… Sp… er­
klären auf Seite 2 dieser Urkunde eindeutig, dass sie unter der 

Bezeichnung D… GbR eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
gegründet haben, deren einzige Gesellschafter sie sind und die 
GbR das nachfolgende Angebot zum Erwerb des eingangs be­
zeichneten Grundstücks unterbreitet. Konkrete Anhaltspunkte, 
die Zweifel an der Richtigkeit der beurkundeten Erklärungen und 
Tatsachen begründen könnten, sind insoweit nicht ersichtlich. 
Dieses Angebot hat der Beteiligte zu 2 in der Form des § 29 Ab­
satz 1 GBO am 9. Februar 2010 angenommen (UR-Nr. 28/2010 
des Notars …). 
Die Auflassung und die Bewilligung der Eigentumsumschreibung 
wurden dann am 20. Mai 2010 beurkundet (UR-Nr. 110/2010 
des Notars …), wobei sowohl für die GbR als Erwerber  als 
auch für den Veräußerer Herr R… R… als Vertreter auftrat. Die­
sem war, ebenfalls in der Form des § 29 Absatz 1 GBO nach­
gewiesen, in der notariellen Urkunde vom 11. Januar 2010 sei­
tens der GbR – für die GbR handelten dabei ihre sämtlichen Ge­
sellschafter gemeinsam, so dass es nicht darauf ankommt, ob die 
jeweilige Alleinvertretungsberechtigung in der Form des § 29 Ab­
satz 1 GBO nachgewiesen ist – eine entsprechende Vollmacht 
erteilt worden, von deren Fortbestand auszugehen ist. Der Ver­
käufer hat in der notariellen Urkunde vom 9. Februar 2010 eben­
falls eine entsprechende Vollmacht in der Form des § 29 Absatz 1 
GBO erteilt. Ausweislich der Auflassungsurkunde vom 20. Mai 
2010 lagen beide Vollmachten bei Beurkundung der Auflassung 
unwiderrufen vor. 
Die einzutragenden Gesellschafter sind in der notariellen Urkunde 
vom 11. Januar 2010 mit der Angabe von Vor- und Familienname, 
Anschrift und Geburtsdatum in einer den Anforderungen von § 15 
Absatz 1 lit. c) GBV genügenden Weise individualisiert. 

Die Eigentumsumschreibung darf daher nicht von den in der 
Zwischenverfügung vom 13. Juli 2010 zusätzlich geforderten 
Nachweisen abhängig gemacht werden; die Zwischenverfügung 
war auf die Beschwerde der Beteiligten zu 1 dementsprechend 
aufzuheben. 

6.
 
Die Entscheidung über die gerichtlichen Kosten ergibt sich aus
 
dem Gesetz, eine Entscheidung über die Erstattung außer­
gerichtlicher Kosten ist nicht veranlasst.
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